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Die internationale Zusammenarbeit in der Gedenkstättenförderung dient der Versöhnung und 
dem Frieden. Die Erinnerungsarbeit bietet eine besondere Chance, die Verbindung mit den 
osteuropäischen Ländern und ihrer Geschichte gemeinsam erfahrbar zu machen. Eine 
besondere Bedeutung kommt hier dem Europäischen Netzwerk Erinnerung und Solidarität und 
der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung zu. Deren Austausch mit internationalen 
Stiftungen, Forschungseinrichtungen und Universitäten soll stärker als bisher gefördert 
werden. 

Wir unterstützen die Rückgabe der während der NS-Zeit entzogenen Kulturgüter an die 
früheren Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger. Die Forschung zur Herkunft von 
Kulturgütern (Provenienzforschung) soll dafür intensiviert werden. Wir brauchen Anreize, 
damit auch private Sammlungsbestände berücksichtigt werden können. Um eine Rückgabe fair 
und gerecht zu gestalten, werden wir ein Gesetz auf den Weg bringen. Dazu wollen wir auch 
das Verfahren der „Beratenden Kommission" reformieren. 

Wir unterstützen die Bemühungen der Bundesregierung, der Kirchen und der Zivilgesellschaft, 
gemeinsam mit den Partnern in Namibia die schmerzliche Geschichte aufzuarbeiten. Während 
des Kolonialkrieges im einstigen Deutsch-Südwestafrika ist es zu abscheulichen Gräueltaten, 
insbesondere von den deutschen kaiserlichen Truppen an den Herero und Nama, gekommen, 
die aus heutiger Sicht als Völkermord bezeichnet werden würden. Wir wollen durch ein klares 
Bekenntnis zur moralischen und historischen Verantwortung unseres Landes die Versöhnung 
zwischen Deutschland und Namibia vertiefen und die Lebenssituation der besonders 
betroffenen Volksgruppen verbessern. 

Wir wollen zügig die gesetzgeberische Grundlage für eine Reform der Stasi-Unterlagen-
Behörde schaffen. Die vorliegende Empfehlung der Expertenkommission aus 2016 bietet 
hierfür eine gute Grundlage. Die Arbeit der Bundesstiftung Aufarbeitung soll finanziell und 
personell gestärkt werden. 

Wir werden die Gedenkstättenkonzeption des Bundes so überarbeiten, dass sie auch die 
herausragenden Orte der Demokratiegeschichte Deutschlands berücksichtigt und den Umgang 
mit bestehenden und künftigen nationalen Denkmälern beschreibt. 

Die Leistungen der Frauen für unser kulturelles Erbe wollen wir sichtbarer machen und in die 
Kulturförderung des Bundes aufnehmen sowie diese an mehr Geschlechtergerechtigkeit 
ausrichten. 

Medienordnung und Medienfreiheit: 

Die Medienwelt verändert sich durch Digitalisierung. Auch die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sind neu. Vielfalt, Informationsfreiheit und eine freie private Presse sind 
und bleiben entscheidend für das Gelingen unserer Demokratie. Nur wenn alle Bürgerinnen 
und Bürger ohne großen Aufwand Zugang zu Medien und Informationen erhalten, können sie 
gleichberechtigt an demokratischen Prozessen teilhaben. In manchen ländlichen Regionen 
kann die Zustellung von Zeitungen nur noch schwer aufrechterhalten werden. Deshalb prüfen 
wir Maßnahmen, wie der Vertrieb im ländlichen Raum gesichert werden kann. 

Eine freie Presse braucht einen wirksamen Informantenschutz: Es muss in allen 
Prozessordnungen und in allen Ermittlungsstadien denselben Schutz geben - das gilt 
beispielsweise für selbstrecherchiertes Material und den Schutz vor Beschlagnahmung. Wir 
wollen ein Presseauskunftsgesetz auf Bundesebene einführen. 

Zeitungen und Zeitschriften sollen sich auch im digitalen Umfeld frei entfalten können. Sie 
brauchen Rahmenbedingungen, dass es sich auch künftig für sie lohnt, mediale und 
insbesondere journalistisch-redaktionelle Angebote zu erstellen. Gesellschaftlich relevante 
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Inhalte müssen auch in Zukunft im Netz auffindbar sein. Deshalb ist es richtig, in ein 
zeitgemäßes Medienrecht „Must-be-found"-Regelungen zu integrieren. Wird die 
Netzneutralität und damit das offene und freie Internet gefährdet, werden wir eingreifen. 

Für die Gestaltung der Medienordnung hat die europäische Ebene eine immer stärkere 
Bedeutung. Bund und Länder sollen sich deshalb gemeinsam für moderne Regeln einsetzen, die 
die Meinungsfreiheit und Meinungsvielfalt gewährleisten und Meinungsmonopole verhindern. 
Die Vielfalt von Zeitungen, Medienanstalten und Verlagen ist ein hohes Gut, das wir schützen 
wollen. 

Wir benötigen nach wie vor die Balance zwischen privatem und öffentlich-rechtlichem 
Rundfunk. Diese duale Medienordnung hat nur Bestand, wenn die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten so finanziert sind, dass sie ihre Aufgaben wahrnehmen können und qualitativ 
hochwertige Angebote entwickeln und wenn der private Rundfunk entsprechende 
Einnahmeperspektiven hat. Auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss den Anforderungen 
der digitalen Gesellschaft gerecht werden. Die 7-Tage-Bereitstellungsregelung der öffentlich
rechtlichen Mediatheken ist nicht mehr zeitgemäß und soll entfallen. Die SPD tritt für eine 
erhöhte finanzielle Ausstattung unseres Auslandssenders, der Deutschen Welle, ein. 

Unsere Kinder sollen Medien sicher nutzen können. Die Anbieter sind dazu angehalten, für den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen zu sorgen. 

Urheberrecht im Zeitalter der Digitalisierung: 

Das geistige Eigentum ist der Rohstoff der Kultur- und Kreativwirtschaft. Fast alles, was wir im 
Internet tun, ist mit urheberrechtlichen Handlungen verbunden - kopieren, wiedergeben, 
veröffentlichen. Wir werden die Situation der Urheberinnen und Urheber verbessern und einen 
gerechten Interessenausgleich mit den Verwertern suchen. Wir wollen Vergütung, keine 
Verbote. Dazu soll auch das Prinzip der pauschalen Vergütung auf diejenigen ausgeweitet 
werden, die mit der Vermarktung von kreativen Leistungen im Internet Geld verdienen 
beispielsweise Online-Plattformen. Viele Nutzerinnen und Nutzer im Internet produzieren 
selbst Inhalte und werden damit ebenfalls zu Urhebern. Daher müssen wir die berechtigten 
Interessen der Nutzerinnen und Nutzer verstärkt berücksichtigen. Wir stehen für ein 
wissenschafts- und bildungsfreundliches Urheberrecht. Autorinnen und Autoren und Verlage 
sind angemessen zu vergüten. Dafür müssen die Rahmenbedingungen angepasst werden. 
Zudem brauchen wir auch eine klare gesetzliche Regelung für den Verleih von e-Books, damit 
die Bibliotheken ihren wichtigen Informations- und Bildungsauftrag auch in Zukunft erfüllen 
können. 

Wir unterstützen die Bemühungen der EU-Kommission und des Europäischen Parlaments, ein 
modernes und zukunftsfähiges Urheberrecht in Europa zu schaffen. Hierbei sind eine stärkere 
Harmonisierung im Bereich urheberrechtlicher Schranken- und Ausnahmeregelungen -
insbesondere bei Bildung, Wissenschaft und Forschung - sowie ein Abbau nationaler 
Begrenzungen entscheidend. Der Anspruch der Urheberinnen und Urheber und der 
Verlegerinnen und Verleger auf eine angemessene Vergütung muss stärker berücksichtigt 
werden. Die Buchpreisbindung ist für uns nicht verhandelbar. Digitale Kulturgüter sollen, wo 
dies europarechtlich möglich ist, prinzipiell auf dieselbe Mehrwertsteuerstufe gestellt werden 
wie analoge Kulturgüter. 

Sport: 

Sport ist für Millionen Menschen ein selbstverständlicher Teil des Alltags. Er stärkt den 
Zusammenhalt, ist gut für die Gesundheit und zugleich ein wichtiger Wegbereiter für Inklusion 
und Integration. Sport und Sportvereine vermitteln Werte wie Fairness und Respekt und bieten 
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